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II -419t der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

A N FRA G E des Nationalrates XVII. Gcsctzgebungsperiode 

der Abgeon.J.neten Smolle, Geyer lUlJ. Genossen 

an den 

Herrn BWldesminister für wirtschaftliche Angel egenhe i ten 

betreffend die Trassenfühnmg der künftigen Südautobahn zwischen Klagenfurt-Ost 

wld Völkermarkt 

In Sachen TrassenfUhrung der kUnftigen SUdautobahn zwischen 
Klagenfurt-Ost uruj VHlkermarkt hat das Bundesministerium fUr 
Wirtschaftliche Angelegenheiten am 8. Juli 1987 einen Verord.nung­
sentwurf dU:::'88sand.t, w-elcheln' den Planungsbereich radikal e1n~ 
schränkt bzw. neu definiert (Zahl 927 502/4-V l/14-18)' Demnach 
soll die in der Hauptsache durch das Klagenfurter Stadtgebiet, 
sUdlich von Hör'tendorf und entlang der Bahnlinie verlaufende 
sogenannte "Arntstrasse" nicht mehr' in Betracht gezogen werden, 
welche seit mehr als einem Jahrzehnt die Grundlage der Raumord­
HUJlgS- und Be:3iedlungspol1tik dieses Raumes bildet. Stattdessen 
wird nun .~ine TrassenfUhrung bestimmt, welche durch die Gemeinde­
uruj Siedlungsgebiete von Magdalensberg und Poggersdorf und quer 
ZUlU Einzugsbereich des Wasserschongebietes Klagenfurt-Ost ver­
läuft. 

A 1s erste Ab:~lchten in die'3e RichtuI18 im Dezember 19a~) 

"unvl:d)lnd lieh" und "als Diskussionsbe i trag" veröffent licht wur­
d~n, bildete sich sof6rt eine Initiative betroffener BUrger, die 
mit 800 Ullter~5chr1ften Ihrer Forderung nach einem fairen, offenen 
Planungsverfahren unter Einbeziehung von BUrgervert~etern Nach­
druo::!{ ver lieh; in die gleiche Richtung äußerten sich die Gemein­
devet"tl-etulLgen Magdalensberg und Pogsersdorf. Doch alle Verspre­
.:,hull~en der' :.::u::;tändigen Politiker und Beamten: es wel-de unter 
l11ts(Jrache der 8Urger ein objektives Verfahren gebeu, wobei die 
Tras:::)~ durch Magdalensberger und P08sersdorfer Siedlungsgebiete 
"eillE' ern:sthafte Variante neben anderen" (LR Dr. Haider> bilden 
::ooll I,:!, blieben uneingelöst. Bis dato stellt sich die Autobahn­
Planung Klagenfurt-Völkermarkt aus der Sicht vieler BUrger als 
eille Gesc~;1chte gebrochener Vereinbarungen, von Täuschungsmantl­
verl1 und srHblicher Mißachtung von BUrgerrechten dar, 

B"":301l.h~1-e 'Bett offenheit laste nun die Absicht des Ministeriums 
aus, Jjer Verordnung den Planungsbereich fUr die kUnftige Verbln­
dUIlt', Klat',':'!lllurt-V i51kermarkt auf eine Weise einzuschränken, die 
BUr f/,'::!r und (iellle inden vor vollendete Tat:5achen stellt, die alle 
bl:,;lll-!!- CI 1s 8i1l igermaßen 8Ul tig erachteten Var ianten von vorn­
h~lejn aU::::,::;(hließt und die somit auch jede Art von offener 
Plctll'lht', (wl~ ~::.le in Klagenfurt selbst erfolgl-eich durchexerziert 
weIJen konnte) ad absurdum fUhren wUrd~. 
E'=.. ~)ibt näm1idl eine ganze Reihe von Indizien, welche vielen 
I:Ul r'.'~rn cl!::!" Verdacht nahelegen, daß die verantwor'tlichen Auto-
1>,-thJ,!'ldner', olf''''lJbar unter loltalpolitis<;::hen Druck von seiten 
I': Lct:-:,,:nful- L:=:, ::=' Ct:?hend, al ter·na t ive Tr-as::;ertf Uhrungen (z ,B, cl i~ äl te-
Jen ~artenwerk8n eigetragene Amtstrasse) nicht mehr in Erwägung 
.:::1.~b\:,lt dUr fen: so bietet die Stadt Klagenfurt cl ie in ihrem Besitz 
]'eiilLdlkbelJ, auf der AlDtstrasse gelegenen Liegenschatten zum 
Ver lt.::.t uf all; lieue Stadtpläne zeigen bereits eine neue Trassent Uh-
I un~ (und zwar jl~ne, die of fiz1ell und bis jetzt als 
"LJis.kus:sionsbeit.rag" bezeichnet ·wird); jede offene Planungsdls­
J',USS10II wh cl ver:5chleppt, mit delD Ziel' offenbar-, durch eitle 
V02I<'JI dnunfi; betreffend den mi::iglichen Planungsbereich vollendete 
1 C:I t.-cH,l'':; lJ':'!!l zu :3': haf f en. 
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Äu~1en=,t undun::h:3ichtig el-scheint den betroffenen BUrgern der 
Vecordnun8~eßtwurf auch. im Hinblick auf di~ Wasserschutz-Proble­
JUc>tlk in dle:=.t=lrll l-<aum. DiE: Amtstrasse war ja vor allem aus 
llmwel t.grUndeI! außerhalb, das heißt sUdlieh , der Grundwasserfluß­
StrHmung verlaufen, wohingegen der ministeriell gewUnschte 
l'lanungsbereich direkt Uber diesen Einzugsbereich hin sich 
t~r:3treckt, wobei ::;ich der südliche Rand des Planungsbereichs 
i.dentisch ist mit der sogenannten 30-Tage-Grenze der Verweildauer 
de::.; Grundwa::;::;ers. Das heißt: bei einern <z.B. Tanker-)Unfall auf 
der Autobahn wUrde das verseuchte Wasser 30 Tage brauchen, um zu 
den Trinkwasserbrunnen zu gelangen. 

Die BUrp;eriltitiative hat' s~ch wiederholt und mit allem Nachdruck 
bereit er klärt, an einem objektivierten Verfahl-en zur Trassf3nbe­
wertung mitzuwirken und bekennt sich weiter zu diesen mit den in 
KM.rnt.en ressortzustM.ndigen bzw. zuständig gewe::;enen LandesrM.ten 
Dipl.-Ing Freunschlag und Dr. Haider getroffenen Vereinbarungen. 
liegenst.1ind 1 ieher Verordnungsentwurf freilich, der auch von den 
Gemeinden Magdalensberg und Poggersdorf als unzumutbar empfunden 
und abgelehnt wird~ stellt einen offenbar gezielten Rückfall in 
obI' igkelt.s3taatliches Planungsdenl~en dar und wUrde selbstver­
~.~MndlLch auf erbitterten Widerstand der betroffenen stoßen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

ANFRAGE 

1) 1;,1.:,.10.1112 GrUnde liegerl vor, die es dem Ministerium geboten 
"!l:=scb>=inen la::;:3en, eine bUrgernahe, fUr verschiedene Varianten 
offene Diskussion per Verordnung eines eingeschrM.nkten Planungs-
1).~J'.:!JGb,::; tUr 11ie kUnftige AutobahnfUhrung Klagenfurt - Völker­
IIldcht du::;:.::u::; . .:;ltli8~~8n? -
2) Welche GrUnde liegen insbesonders vor, die sogenannte A~ts-
Cl a::=.:~e aus einem objektiven Trassenvergleich auszuklammern, zumal 
d it~'= .• ~ Amtstra:.=.se mit Millionenaufwand bereIts geologisch unter­
.',U(,b I.. und VOll allen zuständigen pali tischen Gremien gebilligt 
worclerl war und die entscheidende Grundlage fUr alle raumordnungs­
polit;Ü':,chtlin Maßnahmen im Raum Klagenfurt-Ost dargestellt hatte, 
Ilwl f I::'rnec das Was::;erschongebiet Klagenfurt Ost in· der Tat 
v,=,rscltullt;;' 

3) W 1e kommt e:.=,. daß Landkartenverlage offenbar schon vor zwei 
Je.du ',~IJ mit Ulltella8en Uber.eine künftige TrassenfUhrung versorgt 
IhJl,:l..,.ll ::;lnd, welcbe, laut offizieller Aus~3age Kärntner Planungs­
L'Sl"tÖl ,j'2n, en3t einrua 1 gemeinsam mit Bürger- und Gemeindevertre­
I'.'fli t:rcH·I)elt.l~t werden soll? 

4) ;::I"hL di,~:==,e ;::;,:::heu vor einem objektiven Tras:31:Jnvergleich im 
:<m:'dllllIl.:?nhang mit Druck von ::;eiten Klagenfurter S·tadtpolitiker, 
\.,>= I,._ll'~ slt.:;lt w.dt',er n, eInem Trassenvergleich zuzustimmen? 

" 

5) 'viI':' [.: b8 S'~br i tt.:? gedenkt' das Minister 1um zu unternelunen). um das 
.'.,!l-:':o l;jr- t;e Ver traul::!n zwi::;chefl Autobahnplanern und BUrgern wieder­

IIt~r~: U:::;tl:? llt:'m·"? 

2 
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6) 1,::;t es möglich, Autostraßen heute so sicher zu bauen, daß eine 
Grundwasserversetichung.ausgeschlossen werd~n kann? - Wenn ja, 
weshalb muJ3 dann eine 30-Tage-Grenze eingehalten werden, welche 
die Autobahntrasse in Siedlungsgebiete drUcken wUrde? - Wenn 
nein, weshalb will das Ministerium per Verordnung dann jede 
Lösungsmöglichkeit ausschließen, die entweder die Trasse sUdlich 
der Brunnen fUhrt oder aber eine Verlegung der Brunnen in den 
Norden der Trasse vorsieht? 

7) I'5t das Ministerium angesichts des Umstandes, daß der Kärntner 
Landesgeologe zunächst eine Verweildauer von 60 Tagen, dann 
jedoch eine solche von 30 TageI':\ gefordert hatte, bereit, ein 
unabhängiges Wa::;::;ergeologi;:;ches Gutachten als Grundlage fUr wei-
tere Entscheidungen herarizuziehen? .•. II..L" 

8) Ist das Ministerium bereit, im Hinblick auf eine CSffentl1che 
Disku::ssion der TrassenfUhrung auf eine VerCSffentlichung auch der 
unter Verschluß gehaltenen WassergUte-Gutachten hinzuwlrken? 

9) Ist dem Ministerium bekannt, daß in jenem Wasserschongebiet, 
das laut Verordnungsentwurf von jeder Trassierung aus Wasser­
schutzgrUnden freigehalten werden soll, von seiten der Stadtge­
meindt::! lClagenfurt giftiger KlärschlamIn abgelagert wird? 

10) I,=-t der zu,:;tändige Minister bereit, den Verordnungsentwurf mit 
dem Ziel zurUckzuziehen, den BUrgern der östlichen Nachbargemein­
den. VDn Klagefurt bei der Festlegung der Autobahn-Trassenführung 
das,:=,elbe MHsprachrecht einzuräumen, wie es die Bürger der 
Landeshauptstadt Klagenfurt geno~sen haben? 

11) Ist der Minister bereit, mit der Verordnung der Umfahrung 
Kld88niurt so lange zuzuwarten, bis auch die Lage derweiterfUh­
lenden Tra:::,s8 Klagenfurt - Völkermarkt auf der Grundlage objekti­
ver Trdssenvergleiche geklärt ist? 
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